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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Ausgehend von einer im Vorjahr vom Parlament überwiesenen Motion der SP reichte
der Landrat des Kantons Basel-Land eine Standesinitiative zur Koordination der
kantonalen Bildungssysteme ein. Verlangt wird insbesondere, dass die Bildungsstufen
von der Vorschule bis zur Tertiärstufe, ihre Dauer und das Einschulungsalter für die
ganze Schweiz verbindlich festgelegt werden. Ebenso sollen die Zahl der Abschlüsse am
Ende der Sekundarstufe I, die Qualifikationsziele und die Anschlüsse an die
Sekundarstufe II überall gleich geregelt werden. Weiter soll der Bund auch Zahl, Art und
Ziele der schweizerisch anerkannten allgemein- und berufsbildenden Ausbildungen an
der Sekundarstufe II definieren. Eine einheitliche Regelung wird für die gesamte
Berufsbildung gefordert. Im Bereich der Universitäten, technischen Hochschulen,
Fachhochschulen und Anstalten der höheren Bildung sollen Koordination,
gleichmässige finanzielle Hilfe, Unterstützung und Förderung sichergestellt werden. Die
Erwachsenenbildung ausserhalb des Tertiärbereichs soll unterstützt und die
Kompetenzen in diesem Bereich zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt werden.
Schliesslich soll der Bund beauftragt werden, die Qualität der kantonalen
Bildungssysteme zu evaluieren und deren Weiterentwicklung laufend zu koordinieren. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2002
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat gab einer Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft zur
Koordination der kantonalen Bildungssysteme Folge. Die Initiative fordert die
Schaffung einer Verfassungs- und Gesetzesgrundlage, welche die kantonalen
Bildungssysteme in der ganzen Schweiz koordinieren soll. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Ständerat gab den Standesinitiativen der Kantone Basel-Landschaft (hier als
Zweitrat) und Solothurn zur Koordination der kantonalen Bildungssysteme Folge. Die
Initiativen fordern die Schaffung einer Verfassungs- und Gesetzesgrundlage, welche die
kantonalen Bildungssysteme in der ganzen Schweiz koordiniert. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.12.2004
MAGDALENA BERNATH

In eine ähnliche Richtung wie die Zuger Eingabe zielten zwei gleichlautende
Standesinitiativen aus den Kantonen St. Gallen und Aargau. Sie forderten die
Steuerbefreiung der Kinder- und Ausbildungszulagen im Rahmen der kantonalen
Steueranlagen. Nachdem der Ständerat den Initiativen im Vorjahr keine Folge gegeben
hatte, passierten die Vorlagen im Berichtsjahr im Nationalrat mit Unterstützung der
geschlossen stimmenden BDP, FDP und SVP knapp (87 zu 84 Stimmen), um Ende des
Jahrs durch eine erneute Ablehnung im Ständerat (19 zu 14 Stimmen) endgültig zu
scheitern. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Berufsbildung

Als Postulat überwies der Ständerat zudem eine Standesinitiative des Kantons Solothurn
für die Einführung einer nachfrageorientierten Weiterbildungsfinanzierung mit dem
Auftrag an die Regierung, einen Systemwechsel von der Angebots- zur
Nachfrageorientierung zu prüfen, so dass nicht mehr die Anbieterinnen und Anbieter
von Weiterbildungskursen, sondern weiterbildungswillige Personen mittels
Bildungsgutscheinen subventioniert werden können. Damit folgte der Ständerat dem
Vorschlag seiner WBK, die das Solothurner Begehren wohl als prüfenswert eingestuft,
ihm jedoch keine Folge geleistet hatte, da es zu allgemein gehalten sei und ins Uferlose
zu führen drohe. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Der Nationalrat verfuhr mit der Solothurner Standesinitiative zur Einführung einer
nachfrageorientierten Weiterbildungsfinanzierung wie im Vorjahr der Ständerat. Er gab
ihr keine Folge und forderte den Bundesrat mit einem Postulat zur Prüfung eines
allfälligen Systemwechsels auf. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Hochschulen

Nachdem der Nationalrat der Solothurner Standesinitiative für ein
Stipendienrahmengesetz 2010 Folge gegeben hatte, entschied der Ständerat mit
Hinweis auf das Stipendienkonkordat der EDK im Sommer des Berichtsjahrs mit 22 zu
acht Stimmen erneut und definitiv dagegen. Das Konkordat zur Harmonisierung der
kantonalen Ausbildungsbeiträge war bis Ende 2011 durch acht Kantone (BS, FR, GR, NE,
TG, VD, BE, TI) ratifiziert worden. Folgerichtig und mit der gleichen Anzahl ablehnender
Stimmen stellte sich die Kleine Kammer auch gegen eine Stipendieninitiative der WBK-
NR. Damit waren beide Vorstösse endgültig vom Tisch. Die Sammelfrist für die
eidgenössische „Stipendieninitiative“ läuft Anfang 2012 ab. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Forschung

L’initiative du canton de Bâle-Ville ayant pour but d’améliorer les conditions
d’implantation des entreprises de recherche a proposé à l’Assemblée fédérale de
modifier les lois régissant l’homologation des médicaments, la définition des prix ou
encore la protection de l’innovation. Une telle initiative avait pour objectif de renforcer
le domaine de la recherche en Suisse qui est prioritaire selon le canton. Les deux
chambres ont suivi leurs commissions qui ont proposé de rejeter le projet, car des
mesures sont déjà mises en œuvre à leur sens. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Die Kantone Genf, Basel-Landschaft sowie Basel-Stadt reichten im Herbst 2021 je eine
Standesinitiative ein (Kt. Iv. GE 21.320; Kt. Iv. BL 21.327; Kt. Iv. BS 21.328), die alle die
rasche Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon
Europe verlangten. In den Begründungen wurde unter anderem darauf hingewiesen,
dass die Assoziierung an Horizon Europe für die Forschungslandschaft Schweiz eminent
wichtig sei und ein Ausschluss die Mobilität, die Zusammenarbeit und den
Wissenstransfer verhindere und zu einer verminderten Forschungseffizienz führe. So
werde die Schweiz von den Entscheiden zu den Programmschwerpunkten
ausgeschlossen und könne die Themenwahl nicht mehr mitbestimmen. Längerfristig
werde es durch diese Situation schwierig, Schweizer Forschende sowie Talente aus dem
Ausland in der Schweiz zu halten. Daneben wurde auch auf die Relevanz des Programms
für Schweizer KMU hingewiesen. Auch hier drohe eine Abwanderung in die EU,
insbesondere von wissensintensiven Unternehmungen.
Die WBK-SR befasste sich Anfang Februar 2022 mit dem Themenschwerpunkt Horizon
Europe und diskutierte in diesem Rahmen auch die drei Standesinitiativen. Die
Kommission beschloss, den Standesinitiativen der beiden Basel Folge zu geben; die
Behandlung der Standesinitiative aus Genf hingegen, welche darüber hinaus die rasche
Freigabe des zweiten Kohäsionsbeitrages forderte, wurde sistiert. Die Kommission
sprach sich darüber hinaus dafür aus, einen Nachtragskredit für die Finanzierung der
Übergangsmassnahmen zu sprechen sowie eine Finanzierungsbotschaft für die
Ergänzungsmassnahmen vorzulegen. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR folgte im April 2022 ihrer Schwesterkommission und gab zwei
Standesinitiativen aus Basel-Landschaft und Basel-Stadt betreffend die rasche
Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon Europe
Folge. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.04.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Im Herbst 2022 befasste sich die WBK-SR im Rahmen mehrerer Sitzungen mit zwei
Standesinitiativen zur Assoziierung der Schweiz an das EU-
Forschungsrahmenprogramm Horizon Europe (Kt.Iv. 21.327 und Kt.Iv. 21.328). 
In ihrer ersten Sitzung Ende August 2022 kam die Kommission aufgrund eines
Gesprächs mit SBFI-Direktorin Martina Hirayama zum Schluss, dass diese angestrebte
Assoziierung in naher Zukunft nicht realistisch sei und aufgrund der voranschreitenden
Zeit – viele Forschungsprojekte des Rahmenprogramms sind bereits gestartet – auch
immer weniger attraktiv werde. Die Kommission beschloss daher mit 10 zu 1 Stimmen
(bei 1 Enthaltung), stattdessen in Umsetzung der beiden Standesinitiativen gesetzliche
und finanzielle Grundlagen zur Stabilisierung des Forschungsstandorts Schweiz zu
erarbeiten. Konkret solle die Bundesverwaltung einen Gesetzesentwurf für die
Schaffung eines bis 2027 befristeten Fonds ausarbeiten, mit welchem die
internationale Forschungszusammenarbeit und die Förderung der wissenschaftlichen
Exzellenz der Schweizer Forschung finanziert werden. 
An ihrer zweiten Sitzung im Oktober 2022 beschloss die WBK-SR mit einem
Stimmenverhältnis von 12 zu 1, den von der Bundesverwaltung zwischenzeitlich
ausgearbeiteten Vorentwurf zur Umsetzung der beiden Standesinitiativen in die
Vernehmlassung zu schicken. Aus verfahrenstechnischen Gründen entschied die
Kommission ausserdem, der ähnlich gelagerten und bislang sistierten Standesinitiative
des Kantons Genf (Kt.Iv. 21.320) keine Folge zu geben.
Im Rahmen ihrer Sitzung vom 4. November 2022 lancierte die Kommission sodann die
Vernehmlassung. Gemäss den Vernehmlassungsunterlagen sollen mit dem sogenannten
Horizon-Fonds-Gesetz nicht zusätzliche Mittel gesprochen, sondern die bereits
gesprochenen Gelder für die Schweizer Forschung gesichert werden. Auch ist
vorgesehen, dass allfällige Kreditreste im Fonds verbleiben. Das Gesetz soll dringlich
erklärt werden und beim Abschluss eines Abkommens mit der EU oder spätestens Ende
2027 auslaufen. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Standesinitiative Genf (Kt.Iv. 21.320) mit dem Titel «Für eine rasche Assoziierung
der Schweiz an das Programm Horizon Europe» wurde in der Wintersession 2022 im
Ständerat behandelt. Die Initiative verlangte, dass die Schweiz den zweiten
Kohäsionsbeitrag an ausgewählte EU-Staaten so rasch wie möglich freigibt, damit die
Beziehungen zur EU stabilisiert werden könnten und die Schweiz rasch dem
Forschungsabkommen Horizon Europe beitreten könne. Die vorberatende WBK-SR
beantragte mit 9 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen, dem vorliegenden Kantonsbegehren
keine Folge zu geben. Wie Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) ausführte,
sprachen für die Kommission insbesondere drei Gründe gegen die Initiative: Erstens
liege die Kompetenz für Verhandlungen der Schweiz mit der EU in den Händen des
Bundesrates, zweitens sei der zweite Kohäsionsbeitrag unterdessen von beiden Räten
genehmigt worden. Drittens sei mit der Zustimmung zu den beiden Standesinitiativen
Basel-Stadt (Kt.Iv. 21.328) und Basel-Land (Kt.Iv. 21.327) und mit deren initiierten
Umsetzung das «innenpolitisch Mögliche nun aufgegleist». Anschliessend gab die kleine
Kammer der Standesinitiative Genf stillschweigend keine Folge. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende März 2023 entschied die WBK-SR einstimmig, die beiden Standesinitiativen der
Kantone Basel-Landschaft (Kt. Iv. 21.327) und Basel-Stadt (Kt. Iv. 21.328) betreffend
Massnahmen für eine Vollassoziierung der Schweiz an Horizon Europe vorerst zu
sistieren. Die Kommission nahm dazu die Ergebnisse der Vernehmlassung zu ihrem
Vorentwurf zum Horizon-Fonds-Gesetz zur Kenntnis, welchen sie im Rahmen dieser
beiden Standesinitiativen ausgearbeitet hatte. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.03.2023
MARCO ACKERMANN
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